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Einleitung 

„Beim Anblick einer Arbeit über Irrtum und Mängelhaftung wird mancher 
die Stirn runzeln. Das Thema ist ausgewalzt." 

Mit diesen Worten leitete Gerhard Kegel im Jahr 1948 seine Rezension des 
berühmten Werks von Werner Flume ein.1 In der Tat ist die Problematik lang 
bekannt und viel diskutiert: Der Käufer einer mangelhaften Sache befindet sich 
häufig auch in einem Irrtum über deren wesentliche Eigenschaften. Wenn er von 
dem Vertrag loskommen will, wird er sich deshalb einerseits auf die Sachmän-
gelhaftung und andererseits auf das Irrtumsrecht berufen. Die Frage lautet 
dann: Kann er zwischen beiden Rechtsinstituten wählen oder unterliegt er be-
stimmten Beschränkungen? Im deutschen Recht ist die Antwort seit langem 
klar: Grundsätzlich stehen dem Käufer nur die Sachmängelansprüche zur Ver-
fügung. 

a) Warum greift man ein Thema wieder auf, das in Deutschland bereits vor 50 
Jahren als ausdiskutiert galt? Drei Gründe lassen sich dafür anführen: Erstens 
befindet sich das Vertragsrecht, international betrachtet, in den letzten Jahren 
im Wandel: Es gibt verschiedene Entwürfe zur Vereinheitlichung beziehungs-
weise zur Reform des Vertragsrechts.2 Auch bei diesen stellt sich die Frage der 
Konkurrenz zwischen Irrtumsanfechtung und Sachmängelgewährleistung. 
Zweitens zeigt ein kurzer Blick in die neuere Rechtsvergleichung, daß ausländi-
sche Rechtsordnungen die Frage anders beantworten als die deutsche. Der Aus-
schluß des Irrtumsrechts ist also offenbar keine naturgegebene Selbstverständ-
lichkeit. Drittens wurde weder im deutschen noch im ausländischen Recht Ei-
nigkeit über die theoretischen Grundlagen der Ausschlußwirkung erzielt. 

Das Ziel dieser Arbeit besteht darin, die Grundlagen des Konkurrenzverhält-
nisses beider Rechtsinstitute herauszuarbeiten und sie anschließend auf die 
deutsche lex lata einerseits und die neuen Regelwerke andererseits anzuwenden. 
Bei der grundsätzlichen Behandlung der Konkurrenzproblematik wird sich zei-
gen, daß das entscheidende Kriterium aus den neuen Regelwerken zum Ver-
tragsrecht gewonnen werden kann. 

1 Kegel, AcP 150 (1949) 356, zu: Flume, Eigenschaftsirrtum und Kauf. 
2 Insbesondere das UN-Kaufrecht, den deutschen Entwurf zur Schuldrechtsreform, die 

UNIDROIT-Principles of International Commercial Contracts und die Principles of European 
Contract Law der Lando-Kommission. 
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b) Die Arbeit gliedert sich in vier Teile. Der erste Teil dient der Bestandsauf-
nahme der Konkurrenzproblematik im geltenden nationalen Recht. Der 
Schwerpunkt liegt dabei auf dem deutschen Recht. Nach der Klärung wichtiger 
Grundlagen des Irrtums- und Gewährleistungsrechts (Kapitel 1, 2) werden die 
denkbaren Konkurrenzsituationen geschildert (Kapitel 3). Es folgen eine Ana-
lyse von Rechtsprechung und Literatur zur Konkurrenzfrage (Kapitel 4, 5) und 
ein kurzer Blick in die Rechtsvergleichung (Kapitel 6). 

Der zweite Teil ist den neuen Regelwerken zum Vertragsrecht gewidmet. 
Dargestellt werden das UN-Kaufrecht (Kapitel 7), der deutsche Entwurf zur 
Schuldrechtsreform (Kapitel 8), die Principles of European Contract Law (Ka-
pitel 9) und die UNIDROIT-Principles for International Commercial Con-
tracts (Kapitel 10). 

Der dritte Teil dient der Entwicklung von Kriterien für die Konkurrenzent-
scheidung. Nach der Klärung methodischer Grundfragen (Kapitel 11) werden 
die Voraussetzungen von Gesetzeskonkurrenz und Anspruchskonkurrenz her-
ausgearbeitet (Kapitel 12, 13). Darauf aufbauend, folgt in Kapitel 14 das hier 
vorgeschlagene Lösungsmodell, das auf der Unterscheidung zwischen Verfüg-
barkeit und Modalitäten der Vertragsaufhebung beruht, die ihrerseits aus einer 
Analyse der modernen Regelwerke gewonnen wird. 

Im vierten Teil wird das vorgeschlagene Modell auf die modernen Regelwer-
ke und das deutsche Recht angewendet (Kapitel 15-18). Anschließend folgt eine 
Zusammenfassung der Ergebnisse. 

c) Dieser Aufbau der Arbeit führt dazu, daß die Ausführungen in den ersten 
beiden Teilen vor allem der Darstellung und Systematisierung dienen, während 
die eigenen Gedanken und Vorschläge zur Behandlung der Konkurrenzproble-
matik erst in der zweiten Hälfte der Arbeit entwickelt werden. Diese Art der 
Darstellung ist jedoch aus verschiedenen Gründen geboten: Die ausführliche 
Schilderung der bisher im deutschen Recht vertretenen Lösungsmodelle ist er-
forderlich, weil zwar im Ergebnis nach h.M. weitgehend Einigkeit über den 
Vorrang des Gewährleistungsrechts besteht, die dafür angebotenen Begründun-
gen sich aber zum Teil erheblich voneinander unterscheiden, Hinzu kommt, 
daß die jeweils für die Konkurrenzfrage herangezogenen methodischen Instru-
mente häufig nicht in gleicher Weise verstanden beziehungsweise überhaupt 
nicht genau definiert werden. Deshalb ist es unerläßlich, die einzelnen Ansätze 
systematisiert darzustellen und in Beziehung zueinander zu setzen. Um die 
Klarheit dieser Einordnung zu gewährleisten, verzichtet der erste Teil weitge-
hend auf eigene inhaltliche Stellungnahmen. Der eigene Ansatz wird vielmehr 
erst im dritten und im vierten Teil entwickelt. 

Die Darstellung der modernen Regelwerke (zweiter Teil) ist sehr ausführlich 
gehalten, weil sich aus diesen Regelwerken diejenigen Wertentscheidungen ent-
nehmen lassen, die generell für die Lösung der hier behandelten Konkurrenz-
problematik herangezogen werden sollten. 

d) Die Arbeit beschäftigt sich mit dem Konkurrenzverhältnis von irrtums-
rechtlicher und sachmängelrechtlicher Vertragsaufhebung. Nicht behandelt 
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werden solche Vertragsaufhebungsrechte, die auf Verschulden oder Arglist ge-
stützt werden, also beispielsweise die Anfechtung nach § 123 B G B oder Ansprü-
che aus culpa in contrahendo. Diese Einschränkung rechtfertigt sich daraus, daß 
auch das gewährleistungsrechtliche Aufhebungsrecht nicht auf Verschulden 
oder Arglist beruht. Die hier vorgeschlagene Lösung gilt also zunächst nur für 
das Verhältnis des Sachmängelrechts zu solchen Rechtsbehelfen, die verschul-
densunabhängig sind. Ob sie auf verschuldensabhängige Aufhebungsrechte 
übertragbar ist oder ob das Verschuldenserfordernis die Interessenlage entschei-
dend verändert3, muß einer gesonderten Untersuchung vorbehalten bleiben. 

Ausgeklammert bleiben ferner die Fälle, in denen der Verkäufer den Vertrag 
wegen Eigenschaftsirrtums anfechten will, etwa weil er das Kunstwerk eines be-
deutenden Malers zu billig verkauft hat, weil er annahm, es stamme von einem 
weniger bekannten Künstler. In diesen Fällen fehlt es an der typischen Konkur-
renzsituation, daß einer Partei zwei unterschiedliche Rechtsbehelfe zur Verfü-
gung stehen. Die zur echten Konkurrenz entwickelten Kriterien passen deshalb 
nicht auf die Fälle des Irrtums des Verkäufers.4 

e) Die Thematik der Arbeit hat seit ihrer Einreichung als Habilitationsschrift 
im Januar 1999 in zweierlei Weise an Aktualität gewonnen: Im Juli 1999 ist die 
EG-Richtlinie 1999/44 „zu bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs 
und der Garantien für Verbrauchsgüter" in Kraft getreten. Sie muß bis zum 1. 
Januar 2002 in das deutsche Recht umgesetzt werden. Die Richtlinie enthält 
Vorgaben für das deutsche Kaufrecht, die auch für die Konkurrenzfrage von Be-
deutung sein könnten. Allerdings hängt dies entscheidend davon ab, in welcher 
Form und mit welchem Inhalt der deutsche Gesetzgeber die Richtlinie umset-
zen wird. Nach derzeitigem Stand (Dezember 2000) ist geplant, die Umsetzung 
der Richtlinie zum Anlaß für eine Gesamtreform des deutschen Schuldrechts 
nach dem Vorbild des Kommissionsentwurfs zur Schuldrechtsreform zu neh-
men. O b dies - gerade auch in Anbetracht der kurzen Zeitspanne bis zum Um-
setzungstermin - gelingen wird, ist noch nicht absehbar. Die vorliegende Arbeit 
bezieht sich deshalb einerseits auf das B G B in der derzeit geltenden Fassung. Sie 
ist jedoch auch für den Fall gerüstet, daß die große Schuldrechtsreform Wirk-
lichkeit wird: Grundlage dieser Reform soll ja der Kommissionsentwurf der 
Schuldrechtskommission sein, der hier ausführlich behandelt wird und auch im 
Falle von Abänderungen im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens weiterhin als 
Referenzmodell dienen kann. Umgekehrt verzichtet die Arbeit auf eine aus-
führliche und umfassende Einarbeitung und Darstellung der Richtlinie, weil de-
ren Text durch den Umsetzungsakt in jedem Fall verändert werden wird. Be-
handelt werden aus der Richtlinie nur diejenigen Wertentscheidungen, die für 
das hier vorgeschlagene Konkurrenzmodell unmittelbar von Interesse sind. 
Dies geschieht in einem Exkurs am Ende von Kapitel 18. 

3 Vgl. dazu z.B. S. Lorenz, Schutz, S.398ff. 
4 Vgl. zur Problematik BGH, 8.6. 1988, JZ 1989, 41 m. Anm. Honseil = NJW 1988, 2597 = 

WM 1988, 1415; MünchKomm/tframer, § 119, Rn.27 m.w.N. 



1. Teil 

Die Konkurrenzproblematik im geltenden 
nationalen Recht 

Kapitel 1 

Grundlagen der irrtumsbedingten Vertragsaufhebung 
im B G B 

A. Rechtsnatur und Voraussetzungen des §119 II BGB 

Die Vorschrift des § 119 II BGB hat zahlreiche Kontroversen ausgelöst. Die 
Streitpunkte zeigten sich in Ansätzen bereits in der Entstehungsgeschichte und 
sind bis heute nicht geklärt. 

I. Entstehungsgeschichte des §119 II BGB 

Die Vorarbeiten zum BGB erlauben keine zwingenden Schlüsse über Rechts-
natur und Voraussetzungen des § 119 II BGB.1 Im 1. Entwurf von 1867 fand sich 
noch keine dem heutigen §119 II BGB vergleichbare Vorschrift.2 Der Eigen-
schaftsirrtum war als Motivirrtum grundsätzlich unbeachtlich.3 § 119 II BGB ist 
also ein Kind des 2. Entwurfs. Die 2. Kommission hielt die Beachtung des Irr-
tums über die verkehrswesentlichen Eigenschaften der Person oder Sache aus 
Gründen der „Bedürfnisse des Verkehres, der Billigkeit und dem Zuge der mo-
dernen Rechtsentwicklung" für notwendig.4 Sie ließ jedoch wichtige Fragen of-
fen, insbesondere im Hinblick auf die Einordnung des Eigenschaftsirrtums als 
Erklärungs- oder Motivirrtum5, auf die grundsätzliche Behandlung des Motiv-

1 Zur allgemeinen Entwicklung des Irrtumsrechts vgl. Zimmermann, Law, S. 583ff. 
2 Vgl. MünchKomm/Zframer, §119, Rn.6. 
3 Ungeklärt blieb allerdings, inwieweit ein Eigenschaftsirrtum als Inhaltsirrtum Beachtung 

finden könnte, vgl. Schubert, AcP 175 (1975) 426, 434 und Fn.39. 
4 Vgl. Protokolle, in: Mugdan, Band I, S. 720. Kritisch zur Begründung Flume, Allgemeiner 

Teil, S.473. 
5 Vgl. Schubert, AcP 175 (1975) 426, 448f. 
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irrtums6 und auf die Frage, nach welchen Kriterien der beachtliche Eigen-
schaftsirrtum vom unbeachtlichen unterschieden werden sollte.7 Hier liegen die 
Wurzeln der bis heute andauernden Diskussion über die korrekte Auslegung 
des §119 II BGB. 

II. Theorien zu §119 II BGB 

Der Streit um § 119 II B G B beginnt bei der Frage nach dem Charakter des 
dort geregelten Irrtums und setzt sich bis zur Auslegung einzelner Tatbestands-
merkmale fort. Fünf Ansätze lassen sich unterscheiden. 

1. Die Lehre vom ausnahmsweise beachtlichen Motivirrtum 

Uberwiegend wird die Ansicht vertreten, der Eigenschaftsirrtum des § 119 II 
B G B sei ein Motivirrtum, der kraft gesetzlicher Anordnung ausnahmsweise be-
achtlich sei, wenn er sich auf eine verkehrswesentliche Eigenschaft der Person 
oder Sache beziehe.8 Um eine uferlose Ausdehnung der Irrtumsanfechtung zu 
verhindern, schränkt diese Meinung den Begriff der verkehrswesentlichen Ei-
genschaft ein. Zwar geht auch sie von der verbreiteten Formel aus, daß unter 
„Eigenschaften" alle tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse von gewisser 
Dauer zu verstehen sind, die nach der Verkehrsanschauung für die Brauchbar-
keit oder den Wert der Sache Bedeutung haben.9 Doch sollen nur solche Eigen-
schaften ausreichend sein, die den Gegenstand unmittelbar kennzeichnen. Un-
beachtlich bleiben diejenigen Umstände, die sich nur mittelbar auf die Bewer-
tung auswirken.10 Zu der Frage, wann eine Eigenschaft verkehrswesentlich ist, 
gibt es unterschiedliche Aussagen. Weitgehend durchgesetzt hat sich die Auf-
fassung, daß es ausreicht, wenn die Eigenschaft entweder objektiv (nach dem ty-

6 Vgl. Protokolle, in: Mugdan, Bandl, S.721. 
7 Vgl. Flume, Allgemeiner Teil, S.473. Die Regelung des § 119 II BGB gilt denn auch als miß-

glückt. So spricht Raape, AcP 150 (1949) 501 von einer „Fahrt ins Blaue" des Gesetzgebers. S.a. 
MünchKomm/Äramer, § 119, Rn. 88; Medicus, Allgemeiner Teil, Rn. 767. 

8 Larenz, Allgemeiner Teil, S. 380ff.; Larenz/Wolf.\ Allgemeiner Teil, §36, Rn.48; Erman/ 
Palm, §119, Rn.41; Staudinger/Dilcher, §119, Rn.45; Palandt/Heinrichs, §119, Rn.23; Brox, 
Allgemeiner Teil, Rn.370; Schack, Allgemeiner Teil, Rn.278ff.; Eisenhardt, Rn. 337; Giesen, 
Rn.232; Hühner, Rn. 786; S. Lorenz, Schutz, S.295; Leßmann, JuS 1969, 525. Differenzierend 
Köhler, Allgemeiner Teil, §14, Rn. 18. Aus der älteren Literatur grundlegend zur Einordnung des 
Eigenschaftsirrtums als Motivirrtum: Zitelmann, S.549ff. 

9 Vgl. Erman/Palm, § 119, Rn. 42; Palandt/Heinrichs, § 119, Rn. 24; Larenz, Aligemeiner Teil, 
S.382, jeweils m.w.N. auch zur Rechtsprechung. 

10 Vgl. Larenz, Allgemeiner Teil, S.382; Erman/Palm, §119, Rn.42; Staudinger/Dilcher, 
§ 119, Rn. 61; Palandt/Heinrichs, § 119, Rn. 24; RG, 22.11.1935, RGZ 149,235,238; BGH, 18.11. 
1977, NJW 1978, 370. S.a. Schwab, Rn.539ff.; Musielak, Rn.338ff. 
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pischen wirtschaftlichen Zweck des Geschäfts) oder subjektiv (nach den kon-
kreten Vereinbarungen) wesentlich ist.11 

Für die Lehre vom ausnahmsweise beachtlichen Motivirrtum ist das Charak-
teristikum des Eigenschaftsirrtums im Sinne des § 119 II BGB die Nichtüber-
einstimmung des Willens mit der Wirklichkeit. 

2. Die Lehre vom geschäftlichen Eigenschaftsirrtum 

Flume versteht §119 II BGB als Regelung des „geschäftlichen Eigenschafts-
irrtums".12 Sein Ausgangspunkt ist die These, daß sich der rechtsgeschäftliche 
Wille - entgegen der Ansicht Zitelmanns, der dessen Reichweite auf die Aus-
wahl des Objekts beschränkt und die Vorstellung von der Beschaffenheit als 
bloßes Motiv betrachtet13 - auch auf die Eigenschaften des Leistungsgegenstan-
des beziehen könne, weil jene untrennbar mit dem Gegenstand verbunden sei-
en.14 Die so gewonnene Möglichkeit der Erstreckung der Leistungsvereinba-
rung auf die Eigenschaften der Kaufsache macht Flume zum allein maßgebli-
chen Kriterium für die Frage nach der Beachtlichkeit des Eigenschaftsirrtums. 
Ein Irrtum über Eigenschaften des Leistungsgegenstandes berechtigt seiner An-
sicht nach nur dann zur Anfechtung nach § 119 II BGB, wenn es sich um Eigen-
schaften handelt, deren Vorliegen (bzw. NichtVorliegen) rechtsgeschäftlich ver-
einbart war (sog. geschäftlicher Eigenschaftsirrtum).15 Sind dagegen die Eigen-
schaften, auf die sich der Irrtum bezieht, nicht Gegenstand der rechtsgeschäftli-
chen Vereinbarung geworden, existieren sie also nur in der Vorstellung der ir-
renden Partei, so handelt es sich für Flume um einen nach § 119 II BGB unbe-
achtlichen, außergeschäftlichen Eigenschaftsirrtum.16 

11 Erman/Palm, §119, Rn.43; Brox, Allgemeiner Teil, Rn.373; Palandt/Heinrichs, §119, 
Rn.25. Enger - nämlich ausschließlich im objektiven Sinn - scheint Larenz, Allgemeiner Teil, 
S.381, 383, den Begriff der Verkehrswesentlichkeit zu verstehen. In Teilen der älteren Literatur 
wurde der Begriff der verkehrswesentlichen Eigenschaft in Anlehnung an Savignys Verständnis 
vom error in substantia (von Savigny, System III, §§ 137ff.; dazu Zimmermann, Law, S. 614ff.) 
deutlich enger verstanden. Dieser - heute nicht mehr vertretenen Ansicht nach - sollten nur sol-
che Eigenschaften in Betracht kommen, die für die Zuordnung der Sache zu ihrer Gattung maß-
geblich sind. § 119 II BGB würde demnach nur eingreifen, wenn die Sache tatsächlich einer ande-
ren Gattung angehört, als vom Käufer angenommen wurde. Dagegen wären Qualitätsunter-
schiede innerhalb der Gattung unbeachtlich. Vgl. dazu von Tuhr, Allgemeiner Teil, S. 577ff.; 
Planck/Knoke, S. 193; Betzinger, Das Recht 1903, 276. 

12 Flume, Eigenschaftsirrtum, S. 69ff., 85ff.; ders., Allgemeiner Teil, S. 476ff. Ihm folgend Me-
dicus, Allgemeiner Teil, Rn.767ff., 770; ders., Bürgerliches Recht, Rn. 140f. Ahnlich Enneccerus/ 
Nipperdey, Allgemeiner Teil II, 15. Aufl., S.1042ff.; Raupe, AcP 150 (1949) 481, 501; Goltz, 
S. 192ff. 

13 litelmann, S. 43 5 ff. 
14 Flume, Eigenschaftsirrtum, S. 11 ff., 18. 
15 Vereinbart wird dabei nicht, daß die Sache die betreffenden Eigenschaften tatsächlich hat -

dies wäre logisch unmöglich - sondern nur, daß sie sie haben soll. Vgl. Flume, Eigenschaftsirr-
tum, S. 70. 

16 Flume, Allgemeiner Teil, S. 478; ders., Eigenschaftsirrtum, S. 70,86ff., insoweit zustimmend 



A. Rechtsnatur und Voraussetzungen des § 119 II BGB 7 

Dogmatisch gesehen unterscheidet sich seine Ansicht grundlegend von der 
Lehre vom Motivirrtum. In der praktischen Anwendung allerdings werden bei-
de Theorien häufig zu vergleichbaren Ergebnissen gelangen, weil Flume für den 
geschäftlichen Eigenschaftsirrtum keine ausdrückliche Vereinbarung verlangt, 
sondern in Ermangelung einer besonderen Abrede auf den Geschäftstyp zu-
rückgreifen will. Werde beispielsweise eine bestimmte Sache verkauft, so könne 
man davon ausgehen, daß (stillschweigend) vereinbart wurde, daß sie die ge-
wöhnliche Beschaffenheit von Gegenständen dieser Art habe und nicht mit Ei-
genschaften behaftet sei, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnli-
chen oder nach dem Vertrage vorausgesetzten Gebrauch aufheben oder min-
dern. Vereinbart sei also Mangelfreiheit im Sinne des §459 I BGB.17 

Nach Flumes Theorie wird die Begrenzung der beachtlichen Irrtumsfälle 
durch den Bezug auf das konkrete Rechtsgeschäft gewährleistet. Es ist deshalb 
nicht nötig, den Begriff der Eigenschaft einzuschränken. Anders als die Vertre-
ter der Lehre vom Motivirrtum muß Flume also nicht zwischen unmittelbaren 
und mittelbaren Eigenschaften unterscheiden. 

Die Lehre vom geschäftlichen Eigenschaftsirrtum hat Auswirkungen auf die 
Beurteilung der Rechtsnatur des § 119 II BGB. Den Grund der Beachtlichkeit 
des Irrtums sieht sie nämlich darin, daß die tatsächliche Beschaffenheit des Ge-
schäftsgegenstands nicht der Vereinbarung entspricht. Es geht also um eine Dis-
krepanz von Wirklichkeit und Rechtsgeschäft18 und nicht - wie bei der Lehre 
vom Motivirrtum - um ein Auseinanderfallen von Wirklichkeit und Wille. § 119 
II BGB ist nach dieser Ansicht weniger eine Regelung von Willensmängeln als 
vielmehr eine Nichterfüllungsvorschrift. 

3. Die Lehre vom Erklärungsirrtum 

Eine andere Ansicht hält die in § 119 II BGB erfaßten Irrtümer für besondere 
Fälle eines Erklärungsirrtums in der Form des Inhaltsirrtums (§119 I, 1. Alt. 
BGB).19 Sie versteht die Formulierung des § 119 II BGB („Als Irrtum über den 

auch Kegel, AcP 150 (1949) 356, 361. Einen den Vorstellungen Flumes ähnlichen Ansatz wählt 
Pawlowski, Allgemeiner Teil, Rn. 343: Die Anfechtung sei nur dann möglich, wenn der Erklä-
rungsgegner nach den besonderen Umständen der Vertragsverhandlungen den Eindruck gewin-
nen konnte, daß der Vertragsgegenstand andere Eigenschaften habe, als er tatsächlich hat. 

17 Flume, Allgemeiner Teil, S. 479f. Neben dieser Objektivierung der Flumeschen Lehre trägt 
zur Annäherung beider Theorien auch bei, daß die meisten Vertreter der Lehre vom Motivirrtum 
im Rahmen der Prüfung der Verkehrswesentlichkeit auch konkrete Vereinbarungen der Parteien 
berücksichtigen wollen. 

18 Vgl. Flume, Eigenschaftsirrtum, S. 87. 
19 Schmidt-Rimpler, FS Lehmann, S.213ff.; Herberger, S. 172ff., insbes. S. 185ff.; Soergel/He-

fermehl, § 119, Rn. 32ff., 35. Aus der älteren Literatur mit ähnlichen Ansätzen: Danz, Iherjb 46 
(1904) 381, 463ff.; Krückmann, AcP 101 (1907) 393; M. Wolff, Iherjb 56 (1914) 1, 35ff.; Louis, 
S.68ff. Vgl. auch Brauer, insbes. S.24ff.; 108ff.; Diesselhorst, Sympotica Wieacker, S. 180,194ff.; 
Lippmann, AcP 102 (1907) 283, 339ff.; von Blume, Das Recht 1907, 353, 354. 
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Inhalt der Erklärung gilt auch") nicht als Fiktion, sondern als „Auslegungsregel, 
die klarstellt, wann eine Eigenschaft auch ohne wortmäßige Bezeichnung zum 
Inhalt der Willenserklärung gehört".20 Das Vorliegen eines Irrtums über den In-
halt der Erklärung wird damit begründet, daß der Erklärende einen besonderen 
Hinweis auf bestimmte Eigenschaften unterlasse, weil er glaube, seine Erklä-
rung beziehe sich auch so auf die von ihm vorgestellte Eigenschaft. Wer auf ei-
nen vergoldeten Ring, den er für golden hält, zeigt und erklärt, diesen kaufen zu 
wollen, will nach dieser Theorie zum Ausdruck bringen, er kaufe diesen golde-
nen Ring, während er in Wirklichkeit erklärt, den Ring, so wie er hier liege (also 
vergoldet), zu kaufen.21 Nach dieser Ansicht beruht die Anfechtbarkeit nach 
§ 119 II BGB also nicht auf dem Auseinanderfallen von Realität und Wille22 be-
ziehungsweise Rechtsgeschäft23, sondern auf der Nichtübereinstimmung von 
Wille und Erklärung. 

Die genaue Ausgestaltung der Lehre vom Erklärungsirrtum wird deutlich, 
wenn man sie von den anderen Ansichten abgrenzt. Von der Theorie des Motiv-
irrtums unterscheidet sie sich insofern, als sie das Motiv nur dann für beachtlich 
hält, wenn der Käufer es - wenn auch nicht ausdrücklich, sondern nur auf dem 
Umweg über die seiner (irrigen) Ansicht nach „selbstredende" Individualisie-
rung des Kaufgegenstandes - zum Inhalt des Vertrages erheben wollte. Ein rein 
passives Motiv, das den Überlegungen des Käufers zwar zugrunde lag, das er 
aber auch auf dem geschilderten Umweg nicht in die Vereinbarung einbeziehen 
wollte, muß dagegen unbeachtlich bleiben.24 Das ist nach der Lehre vom Motiv-
irrtum anders. 

Anders als Flume verlangt die Lehre vom Erklärungsirrtum dagegen nicht, 
daß das betreffende Motiv tatsächlich zum Gegenstand der Vereinbarung ge-
macht wurde. Im Gegenteil, wurde das Vorliegen der Eigenschaft wirksam als 
geschuldet vereinbart, so führt dies zwangsläufig dazu, daß kein Irrtum im Sin-
ne des § 119 II BGB mehr vorliegt. Denn der Käufer hat dann wirksam das er-
klärt, was er erklären wollte. Es fehlt an der für den Erklärungsirrtum typischen 
Diskrepanz zwischen (Erklärungs-)Wille und Erklärung. 

Daraus ergeben sich grundlegende Konsequenzen für die Konkurrenzfrage. 
Eine Uberschneidung von Gewährleistungsrecht und Eigenschaftsirrtum kann 
es nach der Lehre vom Erklärungsirrtum nämlich nicht geben. Entweder war 
das Vorliegen der betreffenden Eigenschaft wirksam vereinbart; dann gelten die 
§§459ff. BGB und ein Irrtum im Sinne des 119 II BGB liegt nicht vor. Oder es 
war nicht vereinbart; dann liegt zwar ein Irrtum vor, nicht jedoch ein Sachman-
gel im Sinne des §459 BGB. 2 5 Auch aus der in Ermangelung einer Vereinbarung 

20 Soergel/Hefermehl, §119, Rn.32. 
21 Soergel/Hefermehl, §119, Rn.35. 
22 Wie bei der Theorie vom Motivirrtum. 
23 Wie bei der Theorie vom geschäftlichen Eigenschaftsirrtum. 
24 Vgl. Schmidt-Rimpler, FS Lehmann, S.213, 219, 225f. 
25 Vgl. Herberger, S.190ff.; Soergel/Hefermehl, §119, Rn.81; Danz, Iherjb 46 (1904) 381, 
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eingreifenden objektiven Komponente des Fehlerbegriffs der herrschenden 
Meinung ergibt sich nichts anderes. Diejenigen Eigenschaften, die zu der ge-
wöhnlichen Beschaffenheit von Sachen der verkauften Art gehören, sind näm-
lich nach der Lehre vom Eigenschaftsirrtum „vereinbart" im Sinne des Irrtums-
rechts. Denn man geht davon aus, daß der Käufer allein durch die Individuali-
sierung der Kaufsache das Vorliegen derjenigen Eigenschaften mit dem Verkäu-
fer konkludent vereinbart, die so typisch sind, daß sie jedermann für wesentlich 
hält.26 Diese Definition wiederum trifft genau auf diejenige Beschaffenheit zu, 
die derartige Gegenstände üblicherweise haben, deckt sich also mit der objekti-
ven Fehlerkomponente des §459 I BGB. Das bedeutet: Im Bereich der objekti-
ven Fehlerhaftigkeit besteht nach Ansicht der Lehre vom Erklärungsirrtum eine 
„Vereinbarung" (im Sinne des Irrtumsrechts), so daß kein zur Anfechtung be-
rechtigender Irrtum vorliegt. Es bleibt also dabei, daß der Anwendungsbereich 
des §119 II B G B dort endet, wo derjenige des §459 B G B beginnt. 

Die Deutung des § 119 II B G B als Erklärungsirrtum führt also zu Ergebnis-
sen, die von denjenigen der anderen Ansichten deutlich abweichen. Die Ansicht 
Hefermehls27, es bestehe kein nennenswerter Unterschied zur Lehre vom Mo-
tivirrtum, ist deshalb in dieser Form nicht zutreffend.28 

4. Kramers Lehre vom Sachverhaltsirrtum 

Ein originelles Verständnis des § 119 II B G B findet sich bei Kramer.29 Er sieht 
in dieser Vorschrift nichts weiter als einen lückenhaften Ansatz zu einer Ge-
samtregelung aller sogenannten Sachverhaltsirrtümer30, die im Wege einer te-
leologischen Extension der Vorschrift mit Hilfe von Wertungen gefunden wer-
den müsse. Maßgeblich seien dabei die vertragliche Risikoverteilung und der 
Gedanke des Vertrauensschutzes. Ein Sachverhaltsirrtum berechtigt seiner An-
sicht nach zur Anfechtung, wenn er, erstens, vom anderen Kontrahenten veran-
laßt war oder, zweitens, diesem hätte offenbar auffallen müssen oder, drittens, 
von ihm geteilt worden ist und sich auf einen Umstand bezog, der zur Ge-
schäftsgrundlage gehört.31 

464ff.; Krückmann, AcP 101 (1907) 393,395f.; M. Wolff, Iherjb 56 (1914) 1,39ff.; Louis, S. 73. S.a. 
S. Lorenz, Schutz, S.297, Fn.502. 

26 Vgl. Schmidt-Rimpler, FS Lehmann, S.213, 222f. 
27 Vgl. Soergel/Hefermehl, § 119, Rn.36ff. 
28 Er begründet sie lediglich mit der Erwägung, nach beiden Theorien komme der sachgerech-

ten Erfassung des Eigenschaftsbegriffs entscheidende Bedeutung zu. Insoweit ist ihm zuzustim-
men. Darüber hinaus jedoch kann ihm nicht gefolgt werden. 

29 MünchKomm/Zframer, §119, Rn.97ff. 
30 Als solche bezeichnet er jeden Irrtum über „einen der Erklärung zugrundegelegten Wirk-

lichkeitssachverhalt", also auch die Fälle des Kalkulationsirrtums und des gemeinsamen Irrtums 
über die Geschäftsgrundlage, MünchKomm/Xramer, § 119, Rn. 98f. 

31 MünchKomm/Kramer, §119, Rn.lOlff. m.w.N. Ahnlich zum Eigenschaftsirrtum AK/ 
Hart, §119, Rn.27ff. 
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5. Die Position der Rechtsprechung 

Die Haltung der Rechtsprechung ist unklar. Die Gerichte gehen in der Regel 
auf die Frage nach der dogmatischen Einordnung des § 119 II BGB nicht ein und 
begnügen sich damit, die Vorschrift auf den konkret zu entscheidenden Fall an-
zuwenden. Betrachtet man die praktischen Ergebnisse, so läßt sich der Stand-
punkt der Rechtsprechung zwischen der Lehre vom Motivirrtum und der 
Theorie vom geschäftlichen Eigenschaftsirrtum einordnen. Ersterer ähnelt sie 
insbesondere darin, daß sie solche Eigenschaften für unbeachtlich hält, die sich 
nur mittelbar auf die Sache beziehen und nur mittelbar auf ihre Bewertung aus-
wirken.32 Einigkeit scheint auch darüber zu bestehen, daß es - entgegen Flume -
nicht erforderlich ist, daß die betreffende Eigenschaft zum Inhalt der Erklärung 
gemacht wurde.33 Noch nicht abschließend geklärt ist dagegen, ob diejenigen 
Umstände, welche die Verkehrswesentlichkeit begründen sollen, dem Vertrags-
schluß in für den anderen Teil erkennbarer Weise zugrunde liegen müssen.34 

Die auf den ersten Blick widersprüchlich erscheinenden Aussagen lassen sich 
in folgender Unterscheidung miteinander verbinden: Fest steht, daß Faktoren, 
die nur mittelbar auf die Bewertung der Sache Einfluß nehmen, außer acht blei-
ben. Diejenigen Eigenschaften, die nach dieser Auslese übrigbleiben, lassen sich 
in zwei Gruppen aufteilen: die natürlichen, körperlichen Beschaffenheitsmerk-
male der Sache und diejenigen tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse der 
Sache (insbesondere Umweltbeziehungen), die nach ihrer Beschaffenheit und 
vorausgesetzten Dauer nach der Verkehrsanschauung einen Einfluß auf die 
Wertschätzung auszuüben pflegen. Nur für die letztere Fallgruppe ist es zum 
Zwecke einer sinnvollen Begrenzung des Anwendungsbereichs der Irrtumsan-
fechtung erforderlich, daß die entsprechende Erwartung dem Vertragsschluß in 
erkennbarer Weise zugrunde gelegt wird. 

Diese Unterscheidung hat das Reichsgericht einmal ausdrücklich vertreten35, 
als es um das Alter einer gekauften Yacht ging. Dieses ordnete das Gericht den 
natürlichen Eigenschaften zu, die eines erkennbaren Zugrundelegens beim Ver-
tragsschluß nicht bedürften. Der Bundesgerichtshof ist dieser Linie in einem 
ähnlich gelagerten Fall im Ergebnis gefolgt, wenn er auch die theoretische Frage 
offengelassen hat.36 

32 Vgl. RG, 22.11. 1935, RGZ 149,235,238; RG, 9.11.1906, RGZ 64,266; BGH, 18.11. 1977, 
N J W 1978, 370. 

33 Ausdrücklich BGH, 26.10.1978, N J W 1979,160,161. In diesem Sinne auch die in der vori-
gen und in der folgenden Fußnote zitierten Entscheidungen, von denen keine eine derartige Ver-
einbarung verlangt. 

34 Dies verlangen z.B.: RG, 9.11. 1906, RGZ 64, 266, 269; BGH, 22.9. 1983, BGHZ 88, 240, 
246; wohl auch BGH, 18.12.1954, BGHZ 16, 54, 57. Ohne Erwähnung der Erkennbarkeit dage-
gen: RG, 22.11. 1935, RGZ 149, 235; BGH, 28.11. 1951, LM, Nr. 2 zu §779 BGB; BGH, 18.11. 
1977, N J W 1978, 370. Ausdrücklich offengelassen in BGH, 26.10. 1978, N J W 1979, 160, 161 
m.w.N. 

35 RG, 3.5. 1930, LZ 1931, 240, 243f. 
36 BGH, 26.10. 1978, N J W 1979, 160, 161. 
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